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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Richtlinie
des Ministeriums fiir Landwirtschaft,

Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg

iiber die Gewéihrung von Zuwendungen zur

Forderung der Berufsbildung im léindlichen Raum

1.1

- Richtlinie liindliche Berufsbildung
(LBb-Richtlinie) -

Vom 16. Juni 2021

Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck

Das Land gewihrt auf der Grundlage der Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 des Européischen Parlaments und des Rates
vom 17. Dezember 2013 iiber die Férderung der ldndli-
chen Entwicklung durch den Europdischen Landwirt-
schaftsfonds flir die Entwicklung des lidndlichen Raums
(ELER) sowie der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des
Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezem-
ber 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen iiber den
EFRE, ESF, den Kohisionsfonds, den ELER und den
EMFF sowie mit allgemeinen Bestimmungen iiber den
EFRE, den ESF, den Kohésionsfonds und den EMFF und
zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des
Rates, des Entwicklungsprogramms fiir den lédndlichen
Raum Brandenburgs und Berlins 2014 - 2020 (Mafinah-
menummer MO1, Artikel 14 der ELER-Verordnung) in der
jeweils geltenden Fassung, nach Maf3gabe dieser Richtli-
nie, der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) Zuwendungen fiir Mafinahmen, die
Wissenstransfer und Informationsaustausch dienen.

Die Malinahmen ,,Beihilfen fiir Wissenstransfer und Infor-
mationsmafBnahmen im Forstsektor sind nach Artikel 38
der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom
25. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimm-
ter Arten von Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in
landlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung
der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Europdischen Union in der jeweils geltenden Fassung
von der Pflicht zur beihilferechtlichen Anmeldung nach
Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags iiber die Arbeitsweise
der Européischen Union (AEUV) freigestellt.

Die zu fordernden Vorhaben dienen insbesondere:

- der Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit der land-
und forstwirtschaftlichen Betriebe,

- der Verbesserung des Risikomanagements,

- der Verbesserung von Kenntnissen iiber ressourcen-
schonende, standort- und klimaangepasste Landbe-
wirtschaftungstechniken, Anbau- und Tierhaltungs-
verfahren,

- der Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesserung
der mit der Land- und Forstwirtschaft verbundenen
Okosysteme,

1.2

1.3

1.4

1.5

2.2

- der Qualititsproduktion und dem Qualitdtsmanage-
ment sowie

- der Diversifizierung hin zu nicht landwirtschaftli-
chen Tétigkeiten.

Dariiber hinaus tragen die Vorhaben zur Deckung des
Fachkriftebedarfs in der Land- und Forstwirtschaft bei.

Gleichstellung von Ménnern und Frauen

Personen und Funktionsbezeichnungen gelten in dieser
Richtlinie jeweils in ménnlicher und weiblicher Form.

Nachhaltigkeit der Forderung

Mit dieser Forderung werden Ziele der nachhaltigen Ent-
wicklung sowie Ziele des Umweltschutzes und der Er-
haltung der Umweltqualitdt verfolgt. Geeignet sind hier-
flir vor allem Maflnahmen zur Verbesserung von Kennt-
nissen iiber Wiederherstellung, Erhaltung und Verbesse-
rung der mit der Land- und Forstwirtschaft verbundenen
Okosysteme sowie zur Verbesserung der Kenntnisse iiber
ressourcenschonende, standort- und klimaangepasste
Landbewirtschaftungstechniken und Anbau- und Tier-
haltungsverfahren.

Projektauswahl

Auf der Grundlage des Erlasses der Verwaltungsbehorde
ELER zur Auswahl der Vorhaben in Brandenburg und
Berlin 2014 - 2020 im Rahmen des ELER in der jeweils
geltenden Fassung werden Prioritéten bei der Entschei-
dung zur Bewilligung von Vorhaben gesetzt (siche auch
Nummer 7.1.2 der Richtlinie).

Anspruch des Antragstellers

Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewéhrung der Zu-
wendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehorde aufgrund ihres pflichtgeméBen Ermessens
im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel.

Gegenstand der Forderung
Bildungs- und Informationsvorhaben.

Bildungsvorhaben (Schulungen, Seminare, Workshops)
mit mindestens sechs Teilnehmern

Informationsveranstaltungen mit mindestens 15 Teilneh-
mern.

Vorbereitung und Durchfithrung von Exkursionen und
Betriebsbesuchen einschlieflich der damit zusammen-
hiangenden Erarbeitung und Bereitstellung von Informa-
tions- und Anschauungsmaterial.
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Von der Forderung ausgeschlossen sind Lehrgidnge oder
Praktika, die Teile der normalen land- und forstwirt-
schaftlichen Berufsausbildung an land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen des Sekundar- oder hoheren Berei-
ches sind.

Zuwendungsempfinger

Bildungsanbieter mit nachgewiesener Kompetenz fiir die
Durchfiihrung beruflicher Weiterbildung im Agrar- und
Forstbereich.

Freigestellte Beihilfen fiir Wissenstransfer und Informa-
tionsmafinahmen im Forstsektor gemél Artikel 38 der
Verordnung (EU) Nr. 702/2014 diirfen nicht an Unter-
nehmen gewdhrt werden, bei denen es sich um Unterneh-
men in Schwierigkeiten im Sinne von Artikel 2 Absatz 14
der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 handelt oder die einer
Riickforderungsanordnung aufgrund eines fritheren Be-
schlusses der Kommission zur Feststellung der Unzulés-
sigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem
Binnenmarkt nicht nachgekommen sind.

Zuwendungsvoraussetzungen
Die Forderung erfolgt in der im EPLR definierten For-

dergebietskulisse (www.eler.brandenburg.de) im Land
Brandenburg.

Die Inhalte der geforderten Vorhaben nach den Num-
mern 2.1 und 2.2 miissen mit den Zielen des EPLR {iber-
einstimmen:

- Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit

- Ressourcenschonung

- Klimaanpassung

- Erhaltung und Verbesserung von Okosystemen.

Inhalte kénnen zum Beispiel sein: Risikomanagement,
Qualititsmanagement, Fachkriftesicherung, Energieeffi-
zienz, Umgang mit Pflanzenschutzmitteln, naturvertrég-
liche und gewisserschonende Anbauverfahren, biodiver-
sitdtsfordernde Landnutzung, standortangepasste bezie-
hungsweise tiergerechte Produktionsverfahren, Diversi-
fizierung hin zu nicht landwirtschaftlichen Tétigkeiten.

Die Kompetenz der Bildungsanbieter ist mit dem Forder-
antrag nachzuweisen.

Die Dauer der Vorhaben betrdgt nach Nummer 2.1.1 min-
destens vier Unterrichtsstunden a 45 Minuten (drei Zeit-
stunden) und nach Nummer 2.1.2 mindestens acht Unter-
richtsstunden a 45 Minuten (sechs Zeitstunden).

Die Dauer bei Vorhaben nach Nummer 2.2 betrdgt min-
destens vier Unterrichtsstunden, jedoch hochstens fiinf
Tage fiir Exkursionen beziehungsweise drei Monate bei
Betriebsbesuchen.

Zielgruppe der geforderten Vorhaben sind in der Land-
und Forstwirtschaft im Land Brandenburg titige Perso-
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nen, einschlieflich Waldbewirtschafter sowie Multipli-
katoren.

Die Mindestteilnehmerzahl aus der Zielgruppe nach
Nummer 4.6 betrdgt bei Vorhaben nach

Nummer 2.1.1:  sechs Personen

Nummer 2.1.2: 15 Personen

bei Exkursionen: sechs Personen

bei Betriebsbesuchen: vier Personen,
dabei miissen nicht alle Teilnehmer
gleichzeitig einen Betrieb besuchen.

Nummer 2.2

Antrage unterhalb der ver6ffentlichten Mindestschwel-
len sind im Rahmen der Projektauswahl von einer Forde-
rung ausgeschlossen.

Art und Hohe der Zuwendung/Bemessungsgrundlage

Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: 2.1 Festbetragsfinanzierung
2.2 Anteilfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss/Zuweisung

Zuwendungshohe

fiir Vorhaben
nach Nummer 2.1.1: 105 Euro je Unterrichtsstunde
fiir Vorhaben
nach Nummer 2.1.2: 2103 Euro je Informationsver-

anstaltung

fiir Vorhaben
nach Nummer 2.2: 85 Prozent der forderfihigen

Ausgaben
Bemessungsgrundlage

Fiir Vorhaben nach Nummer 2.1 ist die Anzahl der Unter-
richtsstunden beziehungsweise der Informationsveran-
staltungen mafigebend.

Fiir Vorhaben nach Nummer 2.2 angemessene projektbe-
zogene Ausgaben fiir:

Personalkosten unter Beriicksichtigung des ermittel-
ten Stundensatzes:

Kosten fiir eine eigene padagogische Arbeitskraft fiir die
Dauer der Exkursion. Voraussetzung ist die Begleitung
der Exkursion.

Fiir Vor- und Nachbereitung der Exkursion wird der aner-
kannte Aufwand auf zwei Arbeitstage (16 Stunden) fiir je
eine Arbeitskraft Verwaltung und eine padagogische Ar-
beitskraft begrenzt.
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Fiir die Vor- und Nachbereitung von Betriebsbesuchen
wird der nachgewiesene Personalaufwand anerkannt.
Der Aufwand muss in unmittelbarem Zusammenhang
mit Planung und inhaltlicher und organisatorischer Vor-
bereitung des Betriebsbesuchs stehen.

Sachkosten:

Kosten fiir Dozenten, Reisekosten, Offentlichkeitsarbeit
(Einladungen, Handouts), Miete fiir Schulungsraume
und Technik sowie Kosten, die in dem besuchten Betrieb/
den besuchten Betrieben entstehen, die zu belegen sind.

Gemeinkosten:

Die indirekten Kosten kénnen in Hohe von 15 Prozent
der forderfahigen projektbezogenen Personalausgaben
anerkannt werden.

Fiir Vorhaben nach Nummer 2.2 kann abweichend von
den Regelungen des § 44 LHO des Landes Brandenburg
der Eigenanteil des Zuwendungsempféangers durch Ein-
nahmen aus Teilnehmerbeitragen dargestellt werden.

Fiir Vorhaben nach Nummer 2.2 werden abweichend von
Nummer 2.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir
Zuwendungen fiir aus den EU-Fonds (EFRE, ELER,
EMFF und ESF) finanzierte Vorhaben in der Forder-
periode 2014 bis 2020 (ANBest-EU) hinzugetretene
Deckungsmittel, die iiber den Eigenanteil hinausgehen,
nicht anteilig, sondern in voller Hohe abgezogen.

Mehrwertsteuer

Die Mehrwertsteuer ist forderfahig fiir den Fall, dass der
Zuwendungsempfanger im gesamten Zeitraum der
Zweckbindung der MaBinahme nicht vorsteuerabzugs-
berechtigt ist.

Die Bagatellgrenze fiir die Zuwendung betriagt abwei-
chend von § 44 LHO 1700 Euro.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Der Europdische Rechnungshof, die Européische Kom-
mission, der Landesrechnungshof, das Fachministerium,
die Verwaltungsbehorde ELER, die Zahlstelle und Be-
scheinigende Stelle sowie deren beauftragte Dritte und
alle an der Forderung beteiligten 6ffentlichen Mittel-
geber sind berechtigt, bei dem Zuwendungsempfanger
beziehungsweise wenn Mittel an Dritte weitergeleitet
wurden auch bei diesem zu priifen.

Eine Forderung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlos-
sen, wenn fiir dasselbe Vorhaben eine weitere Forderung
aus Mitteln der Strukturfonds der Européischen Union
- dem Europdischen Sozialfonds (ESF), dem Européischen
Fonds fiir regionale Entwicklung (EFRE) -, dem Europé-
ischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
landlichen Raums (ELER) oder eine Férderung aus ande-
ren Férderprogrammen der Européischen Union oder aus
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anderen offentlichen Mitteln fiir den genannten Zuwen-
dungszweck erfolgt.

Der Zuwendungsempfanger ist verpflichtet, der Bewilli-
gungsbehorde aktuelle Termine und Durchfithrungsorte
fiir die geforderten Vorhaben rechtzeitig mitzuteilen, um
die Kontrolle durch eine eventuelle Inaugenscheinnahme
des Vorhabens vor Ort zu ermoglichen.

Die Kompetenz des durchfiihrenden Personals ist mit
dem Mittelabruf, der auf den erstmaligen Einsatz des
Personals erfolgt, nachzuweisen. Anerkannt werden in
der Regel Qualifikationsnachweis und/oder Berufsnach-
weis und/oder Referenzen der Lehrkrifte/Dozenten, die
fiir die zu vermittelnden Inhalte relevant sind.

Die Bewertung und Erfassung von Informationen zu ge-
forderten Bildungsvorhaben erfolgt im Rahmen der Effi-
zienzkontrolle durch vollstindig ausgefiillte Teilnehmer-
listen, die mit Mittelanforderung beziehungsweise mit
dem Verwendungsnachweis einzureichen sind. Die Be-
willigungsbehorde kann zur Aus- und Bewertung der
Forderung (Qualitdtskontrolle) und zur Erstellung einer
Forderstatistik zusdtzliche anonymisierte Informationen
zu der geforderten Bildungsarbeit erfassen.

Das Gender-Mainstreaming-Prinzip ist anzuwenden, das
heift, bei der Planung, Durchfiihrung, Begleitung und
Bewertung der Fordervorhaben sind die Auswirkungen
auf die Gleichstellung von Frauen und Ménnern aktiv zu
beriicksichtigen und in der Berichterstattung darzustellen.

In Bezug auf die Anwendung der vergaberechtlichen
Vorschriften gelten die einschldgigen Festlegungen der
Nummer 3 ANBest-EU gemél § 44 LHO.

Der Zuwendungsempfanger hat zur Erfiillung des Zu-
wendungszweckes beschaffte Gegenstinde, deren An-
schaffungs- oder Herstellungswert 800 Euro (ohne Um-
satzsteuer) libersteigt, zu inventarisieren.

Der Zuwendungsempfinger ist verpflichtet, die jeweils
geltenden Bestimmungen der Europdischen Union iiber
die von den Mitgliedstaaten zu treffenden Informations-
und Publizititsmanahmen fiir die Interventionen des
Européischen Landwirtschaftsfonds zu beachten (siche

unter www.eler.brandenburg.de).

Der Zuwendungsempfanger hat in geeigneter Weise si-
cherzustellen, dass die Anforderungen an Umweltschutz,
Ressourceneffizienz, Klimaschutz, Anpassung an den
Klimawandel, biologische Vielfalt, Katastrophenresis-
tenz und Risikoprdvention und -management bei der
Umsetzung des Vorhabens beriicksichtigt werden.

Verfahren
Antragsverfahren

Der Antrag ist schriftlich, formgebunden und vollstindig
in einfacher Ausfertigung an das Landesamt fiir Landli-
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che Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung
(LELF) zu stellen.

Antrdge sind bis zum 15. Februar des laufenden Haus-
haltsjahres beim Landesamt fiir Léndliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung (LELF) zu stellen.
Stehen weitere Haushaltsmittel zur Verfiigung, kénnen
als weiterer Antragstermin der 15. Juni oder weitere Ter-
mine des laufenden Haushaltsjahres festgelegt und verdf-
fentlicht werden. Die Auswahl der zu férdernden Vorha-
ben erfolgt geméll Projektauswahlverfahren und den
Projektauswahlkriterien, wie unter Nummer 7.2 be-
schrieben.

Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehorde ist das Landesamt fiir Landliche
Entwicklung, Landwirtschaft und Flurneuordnung
(LELF).

Die Projektauswahl erfolgt anhand von Auswahlkriterien
mittels eines festgelegten Punktesystems. Im Rahmen
der Projektauswahl gibt ein Fachbeirat ein fachliches Vo-
tum ab. Die Bewilligung der Antrige erfolgt in abstei-
gender Reihenfolge bis zur Ausschdpfung der zur Verfii-
gung stehenden Haushaltsmittel.

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Mittel erfolgt im Wege der Erstat-
tung.

Mit dem Auszahlungsantrag sind lesbare und unter-
schriebene Teilnehmerlisten sowie fiir Vorhaben nach
Nummer 2.1 Unterrichtsnachweise (Unterrichtsstunden
mit Dozentenunterschrift) vorzulegen. Fiir Vorhaben
nach Nummer 2.2 ist eine Ubersicht iiber die bezahlten
Rechnungen einschlieBlich der Originalbelege und Zah-
lungsnachweise sowie eine Dokumentation zur Auftrags-
vergabe vorzulegen.

Die Auszahlung eines letzten Teilbetrages in Hohe von
10 Prozent bezichungsweise des Einmalbetrages der be-
willigten Zuwendungssumme erfolgt erst nach abschlie-
Bender Priifung des Verwendungsnachweises.

Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis ist gegeniiber der Bewilli-
gungsbehorde zu erbringen. Er besteht

- fiir Vorhaben nach Nummer 2.1 aus lesbaren und un-
terschriebenen Teilnehmerlisten sowie Unterrichts-
nachweisen (Unterrichtsstunden mit Dozentenunter-
schrift) und einer kurzen Einschéitzung des Vorha-
bens durch den Zuwendungsempfanger;

- fiir Vorhaben nach Nummer 2.2 neben dem zahlen-
mifBigen Nachweis aus lesbaren und unterschriebe-
nen Teilnehmerlisten sowie einer kurzen Einschét-
zung des Vorhabens durch den Zuwendungsemp-
fénger.

7.5

7.6

Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendungen sowie fiir den Nachweis und die Priifung
der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche
Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Riickfor-
derung der gewidhrten Zuwendung gelten die VV/VVG zu
§ 44 der Landeshaushaltsordnung, soweit nicht in dieser
Foérderrichtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.

Aufgrund des Einsatzes von EU-Mitteln gelten vorrangig
zur Landeshaushaltsordnung die einschldgigen europé-
ischen Vorschriften fiir die Férderperiode 2014 bis 2020,
aus der die eingesetzten Fordermittel stammen. Daraus
ergeben sich Besonderheiten insbesondere hinsichtlich
der Auszahlung, des Abrechnungsverfahrens, der Aufbe-
wahrungspflichten und der Priifrechte.

Die Daten der Zuwendungsempfinger werden elektro-
nisch gespeichert und verarbeitet. Das Verzeichnis der
Begiinstigten, welche im Rahmen des Entwicklungspro-
gramms fiir den ldndlichen Raum (EPLR) eine Finanzie-
rung erhalten haben, wird mindestens einmal jéhrlich
verdffentlicht.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Mitgliedstaat be-
schlieen kann, die Einzelbeihilfe nicht auf der Beihilfe-
Website zu verdffentlichen, sofern die betreffende Ein-
zelbeihilfe

- in den Geltungsbereich der Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 fillt,

- entweder aus dem ELER kofinanziert oder als zu-
sdtzliche nationale Finanzierung zu solchen kofinan-
zierten Maflnahmen gewéhrt wird,

- gemil den Artikeln 111, 112 und 113 der Verordnung
(EU) Nr. 1306/2013 bereits auf www.agrar-fischerei-
zahlungen.de verdffentlicht wurde.

In diesen Fillen soll der Mitgliedstaat auf der Beihilfe-
Website gemd3 Randnummer 128 der Rahmenregelung
auf die Website gemidf3 Artikel 111 der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 verweisen. Von dieser Moglichkeit wird
Gebrauch gemacht. Der Verweis erfolgt auf der Seite des
Bundesministeriums fiir Erndhrung und Landwirtschaft
(BMEL) unter

https://www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/eu-agrar-
politik-und-foerderung/staatliche-beihilfen/staatliche-

beihilfen-agrar-fischerei-forst.html.

Kiirzungen und Verwaltungssanktionen

Bei Verstoflen gegen die Einhaltung von einschldgigen
Vorschriften der EU, des Bundes oder des Landes sowie
dieser Richtlinie sind Kiirzungen der Zuwendung oder
Verwaltungssanktionen zu priifen. Kiirzungen oder Ver-
waltungssanktionen werden nach den Vorschriften der
Verordnungen (EU) Nr. 640/2014 und 809/2014 in der
jeweils geltenden Fassung durch die Bewilligungsbehor-
de vorgenommen.
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8 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft und
gilt bis zum 31. Dezember 2025. Gleichzeitig tritt die
Richtlinie des Ministeriums fiir Landliche Entwicklung,
Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg
iber die Gewdhrung von Zuwendungen zur Férderung
der Berufsbildung im lédndlichen Raum - Richtlinie ldnd-
liche Berufsbildung (LBb-Richtlinie) - vom 6. Februar
2019 (ABL. S. 246), die zuletzt durch den Erlass vom
11. Mérz 2021 (im Amtsblatt nicht ver6ffentlicht) gedn-
dert worden ist, auller Kraft.

Verlingerung der Planungssicherung
nach § 2c Absatz 1 des Gesetzes
zur Regionalplanung und zur Braunkohlen- und
Sanierungsplanung (RegBKPIG) in den Regionen
Havelland-Fliming und Prignitz-Oberhavel

Bekanntmachung
der Gemeinsamen Landesplanungsabteilung
Berlin-Brandenburg
Vom 28. Juni 2021

Auf Grund des § 2c Absatz 1 Satz 4 und 6 des Gesetzes zur
Regionalplanung und zur Braunkohlen- und Sanierungspla-
nung (RegBkPIG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Februar 2012 (GVBI. I Nr. 13), der zuletzt durch Gesetz vom
23. Juni 2021 (GVBL. I Nr. 19) geéndert worden ist, macht die
Gemeinsame Landesplanungsabteilung Berlin-Brandenburg
folgende Entscheidungen bekannt:

1. In der gesamten Region Havelland-Flaming, bestehend aus
den Landkreisen Havelland, Potsdam-Mittelmark, Teltow-
Flaming sowie den kreisfreien Stidten Brandenburg an der
Havel und Potsdam, ist die Genehmigung raumbedeut-
samer Windenergieanlagen nach § 2c Absatz 1 Satz 3 und 4
RegBkPIG fiir ein weiteres Jahr vorldufig unzuléssig. Die
im Amtsblatt fiir Brandenburg vom 24. Juli 2019 (ABL
S. 670, 674) bekannt gemachte Frist von zwei Jahren wird
um ein Jahr verldngert und endet mit Ablauf des 23. Juli
2022, wenn nicht vorher die Voraussetzungen nach § 2¢ Ab-
satz 1 Satz 7 RegBKkPIG fiir ein Ende der vorldufigen Unzu-
lassigkeit eintreten.

2. In der gesamten Region Prignitz-Oberhavel, bestehend aus
den Landkreisen Oberhavel, Ostprignitz-Ruppin und Prig-
nitz, ist die Genehmigung raumbedeutsamer Windenergie-
anlagen nach § 2c Absatz 1 Satz 3 und 4 RegBkPIG fiir ein
weiteres Jahr vorlaufig unzuldssig. Die im Amtsblatt fiir
Brandenburg vom 7. August 2019 (ABL. S. 784, 789) be-
kannt gemachte Frist von zwei Jahren wird um ein Jahr ver-
langert und endet mit Ablauf des 6. August 2022, wenn
nicht vorher die Voraussetzungen nach § 2c Absatz 1 Satz 7
RegBKkPIG fiir ein Ende der vorldufigen Unzuléssigkeit ein-
treten.

Errichtung und Betrieb von drei Windkraftanlagen
in 15306 Vierlinden, OT Friedersdorf

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 13. Juli 2021

Die Firma Prokon Windpark Friedersdorf GmbH & Co. KG,
KirchhoffstraBBe 3 in 25524 Itzehoe beantragt die Genehmigung
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchQG),
auf den Grundstiicken 15306 Vierlinden, OT Friedersdorf in der
Gemarkung Friedersdorf, Flur 1, Flurstiicke 19, 85 und 91 drei
Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben. (Az.: G08820)

Fiir das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den
Betrieb von drei Windkraftanlagen des Typs General Electric
GE 5.5-158 mit einem Rotordurchmesser von 158 m, einer
Nabenhohe von 161 m und einer Gesamthohe von 240 m iiber
Grund. Die Nennleistung betrigt je Anlage 5,5 MW. Zu jeder
Windkraftanlage gehdren Fundament, Zuwegung und Kran-
stellflachen.

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 V des An-
hangs 1 der Verordnung liber genehmigungsbediirftige Anlagen
(4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 A
der Anlage 1 des Gesetzes iiber die Umweltvertraglichkeitsprii-
fung (UVPQ).

Die Inbetriebnahme der Anlagen ist im zweiten Halbjahr 2022
vorgesehen.

Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags und der dazugehori-
gen erforderlichen Unterlagen sowie der entscheidungserhebli-
chen Berichte und Empfehlungen, die der Behérde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, werden gema8 § 3 Ab-
satz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgemafer
Planungs- und Genehmigungsverfahren wihrend der COVID-
19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch
eine Veroffentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag und die dazugehdrigen erforderli-
chen Unterlagen sowie die entscheidungserheblichen Berichte
und Empfehlungen, die der Behorde im Zeitpunkt der Bekannt-
machung vorliegen, sind einen Monat vom 21. Juli 2021 bis
einschliefilich 20. August 2021 iiber das ldnderiibergreifende
zentrale UVP-Internetportal unter https:/www.uvp-verbund.
de/ jederzeit und fiir jedermann einsehbar.

Als zusétzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag und die dazu-
gehorigen erforderlichen Unterlagen sowie die entscheidungs-
erheblichen Berichte und Empfehlungen, die der Behorde im Zeit-
punkt der Bekanntmachung vorliegen, zeitgleich im Landesamt
fiir Umwelt, Abteilung Technischer Umweltschutz 1, Genehmi-
gungsverfahrensstelle Ost, Miillroser Chaussee 50, Zimmer 112
in 15236 Frankfurt (Oder) und im Amt Seelow-Land, Kiistriner
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Strafle 67, 3. Obergeschoss, Zimmer 412 in 15306 Seelow aus-
gelegt und konnen dort wéhrend der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmafinahmen fir Ein-
sichtnahmen in die ausgelegten Unterlagen eine vorherige An-
meldung wéhrend der Dienststunden unter folgenden Kontakt-
daten erforderlich:

- Landesamt fiir Umwelt unter 0335 606765182 oder per
E-Mail: T13@lfu.brandenburg.de

- Amt Seelow-Land unter 03346 804937 oder per
E-Mail: d.mettke@amt-seelow-land.de.

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswir-
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorgelegt, dieser ist Be-
standteil der verdffentlichten und ausgelegten Unterlagen.

Die veréffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten
auch die Untersuchungen zur Priifung der Umweltvertréglich-
keit, insbesondere Angaben zu Schall und Schattenwurf, Aus-
wirkungen auf Avifauna, Flederméause, Wasser, FFH- und SPA-
Gebiete und eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichs-
planung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen wihrend der Ein-
wendungsfrist vom 21. Juli 2021 bis einschlieBlich 22. Sep-
tember 2021 unter Angabe der Vorhaben-ID G08820 schriftlich
oder elektronisch beim Landesamt fiir Umwelt, Genehmigungs-
verfahrensstelle Ost, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder
beim Amt Seelow-Land, Kiistriner Strafle 67 in 15306 Seeclow
erhoben werden. Mit Ablauf dieser Frist sind fiir das Genehmi-
gungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Fiir elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-

den unter: https://Ifu.brandenburg.de/einwendungen.

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehdrde
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erorte-
rungstermin durchgefiihrt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erdrterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert offentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und frist-
gerechten Einwendungen ein, entféllt der Erdrterungstermin.

Der Erorterungstermin ist vorgesehen fiir den 23. November
2021 um 10 Uhr im Kreiskulturhaus Seelow, Erich-Wei-
nert-Strafle 13 in 15306 Seelow. Dieser Termin dient dazu, die
rechtzeitig gegen das Vorhaben erhobenen Einwendungen zu
erdrtern, soweit dies flir die Priifung der Genehmigungsvoraus-
setzungen von Bedeutung sein kann. Dazu wird denjenigen, die
Einwendungen erhoben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Ein-
wendungen gegeniiber der Genehmigungsbehorde und dem
Antragsteller zu erldutern. Kann die Erorterung an diesem Tag

nicht abgeschlossen werden, wird der Erdrterungstermin an den
folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen,
dass die form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch
bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben, erortert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestdtigung auf die schriftlich oder per E-Mail
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische
Eingangsbestitigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbe-
horden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden,
wenn diese zur ordnungsgeméfen Durchfiihrung des Genehmi-
gungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erdrterungstermin erfolgt
nicht. Die Zustellung der Entscheidung iiber die Einwendungen
kann durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Die Durchfithrung der Umweltvertraglichkeitspriifung wurde
freiwillig beantragt.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgidnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2873)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Artikel 1
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBI. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. I S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 2
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBI. I S. 2428)

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Marz 2021 (BGBI. 1
S. 540)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemifBer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020
(BGBI.IS. 1041), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18. Mérz 2021 (BGBI. I S. 353)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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Genehmigung fiir die Errichtung und den Betrieb
von einer Windenergieanlage
(Windpark Illmersdorf) in 15936 Thlow

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 13. Juli 2021

Der Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH & Co. KG,
Heinrich-Hertz-Strale 6, 03044 Cottbus wurde die Genehmi-
gung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
erteilt, in 15936 Ihlow OT Illmersdorf eine Windenergieanlage
zu errichten und zu betreiben.

Die Windenergieanlage vom Typ Vestas V162-5,6 MW STE hat
eine Nabenhohe von 119 m, einen Rotordurchmesser von 162 m
und damit eine Gesamthdhe von 200 m zuziiglich 3 m Funda-
menterhohung. Die elektrische Leistung betrdgt 5,6 MW. Der
Kranaufstellplatz und der Zufahrtsweg waren ebenfalls Gegen-
stand der Genehmigung.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

»l.  Entscheidung

1.  Der Firma UKA Cottbus Projektentwicklung GmbH &
Co. KG (im Folgenden: Antragstellerin), Heinrich-Hertz-
Straf3e 6 in 03044 Cottbus wird die Genehmigung erteilt,
eine Windenergieanlage (WEA) auf dem Grundstiick in
15936 Thlow, Gemarkung Illmersdorf, Flur 1, Flur-
stiick 12 in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entschei-
dung beschriebenen Umfang und unter Beriicksichtigung
der unter Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestim-
mungen zu errichten und zu betreiben.

2.  Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG insbe-
sondere folgende Entscheidungen:

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 Bran-
denburgische Bauordnung (BbgBO) mit Zulassung
von Abweichungen gemaf3 § 67 Abs. 1 BbgBOi. V. m.
§ 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der Abstandsfla-
chen) und

- die Waldumwandlungsgenehmigung nach § 8 Abs. 1
Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) im
unter 1I. ndher beschriebenen Umfang

3. Die Zustimmung nach § 14 Abs. 1 Luftverkehrsgesetz
(LuftVG) wird erteilt.

4.  Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen. Hierzu ergeht ein gesonderter Gebiihrenbescheid.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats

nach Zustellung Widerspruch beim Landesamt fiir Um-
welt mit Sitz in Potsdam erhoben werden.*

Das Vorhaben unterlag einer Umweltvertrédglichkeitspriifung.

In der Genehmigung nach BImSchG ist iiber alle rechtzei-
tig vorgetragenen Einwendungen entschieden worden.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehdorigen er-
forderlichen Unterlagen erfolgt gemdf3 § 3 Absatz 1 Satz 1 des
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgeméfBer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Verdf-
fentlichung dieser Unterlagen im Internet.

Die Genehmigung nach BImSchG mit einer Ausfertigung der
genehmigten Antragsunterlagen wird in der Zeit vom 15. Juli
2021 bis einschlieBlich 28. Juli 2021

- aufder Internetseite des Landesamtes fiir Umwelt Branden-
burg https:/Ifu.brandenburg.de/info/genehmigungen-sued
unter der Vorhaben-ID Siid-G05018 und

- iber das ldndertibergreifende zentrale UVP-Internetportal
unter https://www.uvp-verbund.de/

veroffentlicht.

Als zusétzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2
Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach BImSchG mit einer
Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen in Papierform
zeitgleich

- im Landesamt fiir Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle
Siid, Von-Schon-Strale 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus
und

- im Amt Dahme/Mark, Bauamt, HauptstraBe 48/49 in
15936 Dahme/Mark

ausgelegt und kann dort wihrend der Dienststunden von jeder-
mann eingesehen werden.

Aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie ist zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmafinahmen fiir die Ein-
sichtnahme in die ausgelegten Unterlagen eine vorherige An-
meldung erforderlich

- Landesamt fiir Umwelt: Telefon: 0355 4991-1421 oder
E-Mail: T12@]Ifu.brandenburg.de und

- Amt Dahme/Mark: Telefon: 035451 98142 oder
E-Mail: katrin.rudolph@dahme.de.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den
Einwendern und auch gegeniiber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der 6ffentlichen Bekanntmachung konnen der Bescheid
und seine Begriindung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Landesamt fiir Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Siid,
Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam schriftlich oder elektro-
nisch per E-Mail T12@Ifu.brandenburg.de angefordert werden.




598 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 14. Juli 2021

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz in
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgeméfer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020
(BGBL. I S. 1041), geédndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
18. Mérz 2021 (BGBL. I S. 353)

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgidnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 9. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2873)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31.Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Artikel 1
der Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBI. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI.1S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 2
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBI. I S. 2428)

Gesetz liber die Umweltvertriaglichkeitspriffung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mirz 2021 (BGBI. 1
S. 540)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Stid

Genehmigung fiir die wesentliche Anderung
einer Biogasanlage
in 14715 Seeblick, OT Hohennauen

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 13. Juli 2021

Der Firma Agrargenossenschaft Hohennauen e.G., Spaatzer Haupt-
strafle 1 in 14715 Havelaue, OT Spaatz wurde die Genehmigung
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
erteilt, eine vorhandene Biogasanlage wesentlich zu éndern.

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh-
rung lauten:

»l.  Entscheidung

1. Der Firma Agrargenossenschaft Hohennauen e.G. (im
Folgenden: Antragstellerin), Spaatzer Hauptstrafie 1 in
14715 Havelaue OT Spaatz wird die Genehmigung er-
teilt, eine Biogasanlage (BGA) auf den Grundstiicken in
14715 Seeblick, OT Hohennauen, Am Dudel, Gemar-
kung: Hohennauen, Flur: 1, Flurstiicke: 212/3, 235/1,
236, in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung
beschriebenen Umfang und unter Beachtung der unter
Ziffer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen
zu dndern.

2. Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende
Entscheidungen:

- die Baugenehmigung nach § 72 BbgBO

- die denkmalrechtliche Erlaubnis fiir die Verdnderung
bzw. Teilzerstérung eines Bodendenkmals gemaf § 9
Abs. 1 BbgDSchG

- die landschaftsschutzrechtliche Genehmigung nach
§ 4 Abs. 2 der Verordnung iiber das Landschafts-
schutzgebiet ,, Westhavelland®.

3. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tra-
gen.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz in
Potsdam erhoben werden.*

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den
im Genehmigungsbescheid aufgefiihrten Nebenbestimmungen
erteilt.

Auslegung

Die Auslegung der Entscheidung sowie der dazugehdorigen er-
forderlichen Unterlagen wird gemdf3 § 3 Absatz 1 Satz 1 des
Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgeméfBer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Verof-
fentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz mit
einer Ausfertigung der genehmigten Antragsunterlagen wird in
der Zeit vom 15. Juli 2021 bis einschlieBlich 28. Juli 2021 auf
der Internetseite des Landesamtes fir Umwelt Brandenburg

https:/Ifu.brandenburg.de/info/genehmigungen-west unter der
Vorhaben-ID 012.A0.00/20 verdffentlicht.

Als zusétzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2
Satz 1 PlanSiG wird die Genehmigung nach Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz mit einer Ausfertigung der genehmigten An-
tragsunterlagen in Papierform zeitgleich im Landesamt fiir Um-
welt, Genehmigungsverfahrensstelle West, Seeburger Chaussee 2,
Haus 3, Zimmer 014, 14476 Potsdam OT Grof3 Glienicke und
im Amt Rhinow, Bauamt, Lilienthalstra3e 3, 14728 Rhinow
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ausgelegt und kann dort von jedermann wie folgt eingesehen
werden:

- im Landesamt fiir Umwelt, wihrend der Dienststunden,
aufgrund der aktuellen COVID-19-Pandemie zur Einhal-
tung der gesetzlich geforderten Schutzmafnahmen nach
vorheriger Anmeldung - Telefonnummer 033201 442551

- im Amt Rhinow wéhrend der Dienststunden, dienstags 9.00
bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 17.30 Uhr, donnerstags 9.00
bis 12.00 Uhr und 13.00 bis 15.30 Uhr, freitags 9.00 bis
11.30 Uhr.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch
gegeniiber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben,
als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung Widerspruch beim Landesamt fiir Umwelt mit Sitz in
Potsdam erhoben werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgidnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274), zuletzt gedndert durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes
vom 9. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2873)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), gedndert durch Artikel 1 der
Verordnung vom 12. Januar 2021 (BGBI. I S. 69)

Neunte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI.IS. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 2
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBI. I S. 2428)

Gesetz liber die Umweltvertriaglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mirz 2021 (BGBI. 1
S. 540)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgeméfer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020
(BGBL.IS. 1041), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 18. Mérz 2021 (BGBL I S. 353)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle West

Umsetzung
der EG-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie -
Aktualisierung Hochwassergefahrenkarten und
Hochwasserrisikokarten im 2. Umsetzungszyklus

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 24. Juni 2021

Mit Bekanntmachung des Landesamtes fir Umwelt vom
17. Dezember 2019 (ABI. S. 1434) wurden die gemal § 74 Ab-
satz 6 Satz 3 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009
(BGBI. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
19. Juni 2020 (BGBI. I S. 1408) gedndert worden ist, aktuali-
sierten Gefahrenkarten und Risikokarten gemdf3 § 99a Absatz 2
des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Mérz 2012 (GVBL. I Nr. 20),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 4. Dezember 2017
(GVBL I Nr. 28) gedndert worden ist, verdffentlicht.

Aufgrund von festgestellten Fehlern in den Datengrundlagen
der Kartendarstellungen mussten Flachen im Kleinen Schwie-
lochsee und siidlich des Kleinen Schwielochsees in den Gemar-
kungen Jessern, Goyatz und Speichrow der Gemeinde Schwie-
lochsee herausgenommen beziehungsweise ergéinzt werden.

Im Kleinen Schwielochsee waren nicht vorhandene Inseln ge-
geniiber den in Goyatz liegenden Straen ,,Am See* und ,,Peit-
zer Siedlung* dargestellt.

Stidlich des Kleinen Schwielochsees waren in der Ortslage
Goyatz zwischen den Straflen ,,Kaymauer®, ,Redeneck” und
,.Hoffnungsbay* zum Risikogebiet gehdrende Fldchen nicht
erfasst.

Die entsprechend korrigierten Gefahrenkarten und Risiko-
karten des Landes Brandenburg konnen in der Auskunftsplatt-
form Wasser eingesehen werden, die iiber die folgende Internet-
seite zu erreichen ist:

mluk.brandenburg.de/info/hwrm/karten.

Die in der Anlage abgebildete Karte dient lediglich der Infor-
mation iiber die vorgenommenen Anderungen.

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung W1 (Wasserwirtschaft 1)
Referat W16
(Hochwasserrisikomanagement/Wasserrahmenrichtlinie)
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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE

Befristete Sperrung von Waldwegen
gemifl § 18 Absatz 1 des Waldgesetzes
des Landes Brandenburg in Verbindung mit
§§ 11, 13 OBG

Allgemeinverfiigung
des Landesbetriebes Forst Bandenburg
als untere Forstbehorde
Vom 28. Juni 2021

Auf Grund des § 18 Absatz 3 des Waldgesetzes des Landes
Brandenburg (LWaldG) in Verbindung mit der Waldsperrungs-
verordnung (WaldSperrV) und § 32 Absatz 1 Nummer 4, § 34
Absatz 2 LWaldG in Verbindung mit §§ 11 und 13 OBG erlésst
der Landesbetrieb Forst Brandenburg, Oberforsterei Eberswalde,
Schwappachweg 2, 16225 Eberswalde - untere Forstbehorde -
folgende Allgemeinverfiigung:

Aus Griinden des Forstschutzes, insbesondere zur Vermeidung
des rechtswidrigen Abstellens von Kraftfahrzeugen im Wald,
wird der nachfolgend benannte Waldweg fiir das Befahren mit
Kraftfahrzeugen befristet bis zum 31. Dezember 2023 gesperrt.

Der rdumliche Geltungsbereich der verfiigten Sperrung be-
schrénkt sich auf folgenden betroffenen Waldweg:

Gemarkung Flur | Flurstiick | Ortsiibliche
Wegbezeichnung

Schortheide (Al) | 18 105 Weg an der Autobahn

Die Wegeabgrenzung, dargestellt als Karte, wird ortsiiblich
ausgehingt. Die Karte ist in der Oberforsterei Eberswalde ein-
sehbar und kann iiber das Internet unter www.forst.branden-
burg.de/service/amtliche Bekanntmachungen als PDF-Datei
abgerufen werden.

Fiir diese MaBBnahme wird verfiigt:

1. Zum Schutz des Waldes wird der betroffene Wegeabschnitt
gemill § 18 Absatz 1 LWaldG mit einer verschlossenen
Schranke versehen. Die Schranke ist geschlossen zu halten
und mit DIN-Feuerwehrdreikantschloss zu verschlie3en.

2. Die Sperrung des betreffenden Wegeabschnittes gilt nicht
fiir den gemdl § 16 Absatz 1 Satz 1 LWaldG berechtigten
Personenkreis und Tétigkeiten.

3. Der zeitliche Geltungsbereich ist zunéchst befristet bis zum
vorgenannten Datum.

4. Die von der Sperrung betroffenen Waldbesitzer haben die
Errichtung der Schranke zu dulden.

5. Die sofortige Vollziehung dieser Allgemeinverfiigung wird
im besonderen 6ffentlichen Interesse angeordnet.

Diese Allgemeinverfiigung gilt am Tag nach der Verdffentli-
chung im Amtsblatt fiir Brandenburg als bekannt gegeben und
ist damit wirksam.

Begriindung
Zustindigkeit

Der LFB ist als untere Forstbehorde auf Grund § 34 Absatz 2,
§ 18 Absatz 3 LWaldG in Verbindung mit der Waldsperrungs-
verordnung und § 32 Absatz 1 Nummer 4 LWaldG in Verbin-
dung mit §§ 11 und 13 OBG als Sonderordnungsbehorde fiir
den Erlass dieser Allgemeinverfiigung zustidndig. Der unteren
Forstbehorde obliegt gemif § 32 Absatz 1 Nummer 5 LWaldG
der Forstschutz in den Wéldern aller Eigentumsformen.

Der Forstschutz hat nach § 35 LWaldG die Aufgabe, Gefahren,
die dem Wald und all seinen Funktionen dienenden Einrichtun-
gen durch Dritte drohen, abzuwehren und Stérungen zu beseiti-
gen.

Notwendigkeit der Sperrung und Abwégung

Die forstbehordlich festgestellten Verstole gegen das Verbot
des Befahrens und Abstellens von Kraftfahrzeugen im Wald ha-
ben in dem Waldgebiet, welches durch den von dieser Allge-
meinverfiigung betroffenen Waldwegeabschnitt erschlossen
wird, nach Art und Ausmalf eine Schwere erreicht, die sich aus-
schlieBlich tiber eine Sperrung des Waldweges abwenden las-
sen.

Eine Gefahr fiir den Waldbestand durch ein nicht waldgerechtes
Verhalten Dritter, hier vorliegend durch das Abstellen von Kfz,
rechtfertigt eine Sperrung aus Griinden des Forstschutzes, weil
die gefahrenbegriindende Benutzung das iibliche Maf} deutlich
iiberschreitet und damit als atypisch zu qualifizieren ist.

Zum Schutz des Waldes vor gesetzwidrigem Befahren mit
Kraftfahrzeugen sind in davon besonders betroffenen Gebieten
Waldwege durch verschlossene Schranken fiir das Befahren zu
sperren, wenn der rechtmiaflige Zustand nicht auf anderem
Wege hergestellt werden kann (§ 1 Absatz 4 WaldSperrV).

Eine Waldsperrung ist zuldssig, wenn sie verhéltnisméaBig, das
heifit angemessen, geeignet und erforderlich ist, um Gefahren
oder erhebliche Beeintrichtigungen fiir den Wald, den Waldbe-
sucher oder den Waldbesitzer abzuwenden (§ 1 Absatz 1
WaldSperrV).

Diese Einschrinkung des Betretungsrechts gemédf § 15 Absatz 4
LWaldG ist durch das zugrundeliegende offentliche Interesse
gemal § 18 Absatz 3 Nummer 1 LWaldG aus wichtigen Griin-
den, insbesondere des Wald- und Forstschutzes, einschlie3lich
der Ziele des Naturschutzes begriindet.

Eine Befahrung des in § 16 Absatz 1 LWaldG genannten Um-
fangs (Bewirtschaftung des Waldes, Ausiibung der Jagd, ho-
heitliche Tatigkeit) ist weiterhin mdglich, da die legitimierten
Nutzergruppen iiber den angeordneten Schrankenschliissel ver-
fligen.
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Die zeitliche Sperrung des Wegeabschnittes fiihrt nicht zu ei-
nem Nachteil, der zu dem erstrebten Erfolg erkennbar aufler
Verhéltnis steht (§ 14 Absatz 2 OBG). Vor diesem Hintergrund
werden von mehreren moglichen und geeigneten Mafinahmen
der Einzelne und die Allgemeinheit mit der Sperrung des Wege-
abschnittes am wenigsten beeintrdchtigt (§ 14 Absatz 1 OBG).
Die Malinahme liegt im besonderen 6ffentlichen Interesse.

Befristung

Die Sperrdauer steht im angemessenen Verhdltnis zum Sper-
rungsgrund und gewihrleistet, dass nach Einstellen des recht-
méBigen Zustandes erneut iiber die Sperrungszuldssigkeit zu
befinden ist.

Duldungspflicht des Waldbesitzers

Die von Amts wegen angeordnete Sperrung liegt im o6ffentli-
chen Interesse. Das unter Umstéinden davon abweichende pri-
vate Interesse der Waldbesitzer hat gegeniiber dem Interesse
der Allgemeinheit am Walderhalt im Sinne der Abwendung von
dem Wald drohenden Gefahren zuriickzutreten.

Anordnung der sofortigen Vollziehung

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung geméfl Nummer 5
erfolgt gemdBl § 80 Absatz 2 Nummer 4 der Verwaltungs-
gerichtsordnung (VwGO) im dffentlichen Interesse. Durch die
Anordnung der sofortigen Vollziehung entfallt die aufschieben-
de Wirkung des Widerspruchs. Die Anordnung bezweckt, dass
trotz eines eingeleiteten Widerspruchs die Forstschutzmal-
nahme im Interesse der Waldbesitzer und der Waldbesucher
nicht verzogert oder verhindert wird. Eine aufschiebende Wir-
kung wiirde dazu fiihren, dass die Forstschutzmafinahme dann
in ihrem Erfolg eingeschriankt wire, da eine weitere Duldung
des rechtswidrigen Zustandes erhebliche Nachteile fiir den

Wald und dessen Funktionen nach sich zége. Demgegeniiber
treten eventuell vorhandene Individualinteressen zuriick.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfligung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift beim Landesbetrieb Forst
Brandenburg, Heinrich-Mann-Allee 103, 14473 Potsdam ein-
zulegen.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann auf An-
trag gemif § 80 VwGO die Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung des Widerspruchs beantragt werden. Der Antrag
ist beim Verwaltungsgericht in Potsdam, Friedrich-Ebert-Stra-
Be 32, 14469 Potsdam zu stellen.

Rechtsgrundlagen

1. Waldgesetz des Landes Brandenburg (LWaldG) vom
20. April 2004 (GVBI. I S. 137) in der jeweils geltenden
Fassung

2. Gesetz liber Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehdrden
(Ordnungsbehordengesetz - OBG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 21. August 1996 (GVBL. I S. 266) in
der jeweils geltenden Fassung

3. Verordnung zum Sperren von Wald (Waldsperrungsverord-
nung - WaldSperrV) vom 3. Mai 2004 (GVBI. I S. 325) in
der jeweils geltenden Fassung

Eberswalde, den 28. Juni 2021
Im Auftrag

Constanze Simon
Leiterin der Oberforsterei
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BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Regionale Planungsgemeinschaft Havelland-Fldming

Jahresabschluss 2019
der Regionalen Planungsgemeinschaft
Havelland-Fliming

Bekanntmachung
der Regionalen Planungsgemeinschaft
Havelland-Flaming
Vom 17. Juni 2021

Die Regionalversammlung der Regionalen Planungsgemein-
schaft Havelland-Flaming hat in ihrer Sitzung am 17.06.2021
den gepriiften und festgestellten Jahresabschluss der Regiona-
len Planungsgemeinschaft Havelland-Flaming zum 31.12.2019
beschlossen und dem Regionalvorstand uneingeschrénkte Ent-
lastung erteilt.

Gemil § 82 Absatz 5 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg werden die Beschliisse iiber den Jahresabschluss
2019 und die Entlastung des Regionalvorstands hiermit 6ffent-
lich bekannt gemacht.

Der Jahresabschluss und seine Anlagen sowie der Bericht {iber
die Priifung des Jahresabschlusses 2019 liegen wihrend der all-
gemeinen Geschéftszeiten, Montag bis Freitag 8.00 bis 15.00 Uhr
und zusétzlich Donnerstag 15.00 bis 17.30 Uhr, bei der Regionalen
Planungsstelle Havelland-Fldming, Oderstrafle 65 in 14513 Tel-
tow, fiir jeden zur Einsicht aus.

Teltow, den 17.06.2021

Wolfgang Blasig
Vorsitzender der Regionalversammlung
der Regionalen Planungsgemeinschaft
Havelland-Flaming

Regionale Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald

Haushaltssatzung
der Regionalen Planungsgemeinschaft
Lausitz-Spreewald
fiir das Haushaltsjahr 2021

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Bran-
denburg wird nach Beschluss der Regionalen Planungsgemein-
schaft Lausitz-Spreewald vom 17.06.2021 folgende Haushalts-
satzung erlassen:

§1
Der Haushaltsplan fiir das Haushaltsjahr 2021 wird

1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

ordentlichen Ertrige auf 774.300 EUR
ordentlichen Aufwendungen auf 842.600 EUR
auBerordentlichen Ertrdge auf 0 EUR
auflerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR

2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der

780.300 EUR
848.600 EUR

Einzahlungen auf
Auszahlungen auf

festgesetzt.

Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes
entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender

Verwaltungstitigkeit auf 766.300 EUR
Auszahlungen aus laufender

Verwaltungstitigkeit auf 834.600 EUR
Einzahlungen aus der

Investitionstatigkeit auf 14.000 EUR
Auszahlungen aus der

Investitionstétigkeit auf 14.000 EUR
Einzahlungen aus der

Finanzierungstétigkeit auf 0 EUR
Auszahlungen aus der

Finanzierungstitigkeit auf 0 EUR
Einzahlungen aus der Auflésung

von Liquiditétsreserven 0 EUR
Auszahlungen an Liquiditétsreserven 0 EUR

§2

Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsfor-
derungsmafinahmen werden nicht festgesetzt.

§3
Verpflichtungserméchtigungen werden nicht festgesetzt.
§4

(1) Die Umlage fiir die Regionale Planungsstelle nach § 16 der
Hauptsatzung der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-
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Spreewald wird gemidfl Beschluss der Regionalversammlung
vom 17. Juni 2021 wie folgt veranschlagt:

LK Dahme-Spreewald 7.746,00 EUR
LK Elbe-Elster 4.617,00 EUR
LK Oberspreewald-Lausitz 4.960,00 EUR
LK Spree-Neifie 5.157,00 EUR
Stadt Cottbus/Chosebuz 4.520,00 EUR

(2) Die Umlage fiir das Regionale Energiekonzept (REK)
RENplus nach § 16 der Hauptsatzung der Regionalen Planungs-
gemeinschaft Lausitz-Spreewald wird gemél Beschluss der Re-
gionalversammlung vom 17. Juni 2021 wie folgt veranschlagt:

LK Dahme-Spreewald 3.729,00 EUR
LK Elbe-Elster 2.224,00 EUR
LK Oberspreewald-Lausitz 2.388,00 EUR
LK Spree-Neifle 2.483,00 EUR
Stadt Cottbus/Chésebuz 2.176,00 EUR

Die Zahlung der Umlagen ist am 31.07.2021 fillig.

§5

1. Die Wertgrenze, ab der auBlerordentliche Ertrdge und Auf-
wendungen als fiir die Regionale Planungsgemeinschaft
Lausitz-Spreewald von wesentlicher Bedeutung angesehen
werden, wird auf

25.000 EUR
festgesetzt.

2. Die Wertgrenze, ab der iiberplanmédflige und aulerplanmai-
Bige Aufwendungen und Auszahlungen der vorherigen Zu-
stimmung des Vorstandes der Regionalen Planungsgemein-
schaft Lausitz-Spreewald bediirfen, wird auf

5.000 EUR
festgesetzt.

3. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen
ist, werden bei:

a) der Erhohung des gemél Haushaltsplan zu erwartenden
Fehlbetrages im ordentlichen Ergebnis um
30.000 EUR
und

b) bisher nicht veranschlagten oder zusétzlichen Einzel-
aufwendungen oder Einzelauszahlungen von mehr als

5.000 EUR

des Haushaltsansatzes in einzelnen Konten festgesetzt.

§6

Nicht verbrauchte Mittel aus der Umlage geméaf3 § 4 der Haus-
haltssatzung 2021 vom 17. Juni 2021 sind in das Folgejahr
ibertragbar.

Cottbus, den 17. Juni 2021

Loge
Vorsitzender der Regionalversammlung

Die Unterlagen liegen wéhrend der Geschiftszeiten zur Ein-
sichtnahme in der Regionalen Planungsstelle, Gulbener Stra-
Be 24, 03046 Cottbus, aus. Um telefonische Voranmeldung
unter 0355 494977-0 und Beachtung der Hygienevorschriften
wird gebeten.

BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE

Zwangsversteigerungssachen

Fiir alle nachstehend veroffentlichten Zwangsversteigerungs-
sachen gilt Folgendes:

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder
wird ein Recht spiter als der Versteigerungsvermerk eingetra-
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spétestens im Termin
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw.
Glaubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel-
lung des geringsten Gebots nicht beriicksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserloses dem Anspruch des Gldu-
bigers und den iibrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die An-
meldung oder die erforderliche Glaubhaftmachung -eines
Rechts unterbleibt oder erst nach dem Verteilungstermin

erfolgt, bleibt der Anspruch aus diesem Recht génzlich unbe-
riicksichtigt.

Es ist zweckmiBig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine
genaue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag,
Zinsen und Kosten der Kiindigung und der die Befriedigung
aus dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsver-
folgung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzutei-
len. Der Berechtigte kann die Erklérung auch zur Niederschrift
der Geschiéftsstelle abgeben.

Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungs-
gegenstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehors
entgegensteht, wird aufgefordert, die Authebung oder einstwei-
lige Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht
den Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt fiir das Recht der
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Versteigerungserlds an die Stelle des versteigerten Gegenstan-
des.

Amtsgericht Frankfurt (Oder)

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am
Donnerstag, 2. September 2021, 11:00 Uhr
im Sitzungssaal 006 des Amtsgerichts Eisenhiittenstadt, Diehloer
Stra3e 62, 15890 Eisenhiittenstadt 6ffentlich versteigert werden:
die im Grundbuch Beeskow Blatt 2084 ecingetragenen Grund-
stiicke, Bezeichnung gemél} Bestandsverzeichnis:
Ifd. Nr. 3, Flur 13, Flurstiick 19, Gebdude- und Freifldche,
Landwirtschaftsfliche, Bahrensdorfer Strale 25,
Grofe: 3.496 m?
Ifd. Nr. 4, Flur 13, Flurstiick 20, Landwirtschaftsflache, Bah-
rensdorfer Straf3e 25, Grofle: 500 m?
Der Versteigerungsvermerk ist am 30.07.2020 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Verkehrswert
Ifd. Nr. 3

Lage: Bahrensdorfer Strafie 25, 15848 Beeskow
Nutzung: Wohngrundstiick

Verkehrswert: 35.000,00 EUR

Ifd. Nr. 4

Nutzung: unbebaute Landwirtschaftsfliche
Verkehrswert: 280,00 EUR

Geschifts-Nr.: 3 K 43/20

Terminsbestimmung
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am
Dienstag, 14. September 2021, 10:00 Uhr
im Sitzungssaal 006 des Amtsgerichts Eisenhiittenstadt, Dichloer
Straf3e 62, 15890 Eisenhiittenstadt 6ffentlich versteigert werden:
das im Grundbuch von Frankfurt (Oder) Blatt 18192 eingetra-
gene Grundstiick; Bezeichnung gemif3 Bestandsverzeichnis:
1fd. Nr. 1, Gemarkung Frankfurt (Oder), Flur 134, Flurstiick 33,
Gebaude- und Freiflache, Verkehrsfliche, Miillroser
Chaussee 9, Grofie: 1.914 m?
Bebauung mit mehreren Gebduden und baulichen Anlagen
(teilweise im desolaten Zustand) und mit untersagter Woh-
nungsnutzung.

Postanschrift: Miillroser Chaussee 9, 15236 Frankfurt (Oder).

Verkehrswert: 14.500,00 EUR

Der Versteigerungsvermerk ist am 16.04.2019 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Az.:3K 16/19

Amtsgericht Luckenwalde

Zwangsversteigerung
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am
Mittwoch, 1. September 2021, 10:00 Uhr
im Gerichtsgebdude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 25,
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde der im Teileigentums-
grundbuch von Mahlow Blatt 3288 eingetragene Miteigentums-
anteil: Bezeichnung gemil} Bestandsverzeichnis
1fd. Nr. 1: 729,374/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grund-
stiick:
Gemarkung Mahlow, Flur 10, Flurstiick 12, Gebaude-
und Freifliche, Virchowstralie 6, Grof3e 1186 m?
verbunden mit dem Sondereigentum am Biiro im Kellerge-
schoss Nr. Biiro 1 des Aufteilungsplanes.
Fiir jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt
(Grundbuch von Mahlow Blétter 3278 bis 3289); der hier ein-
getragene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Mit-
eigentumsanteilen gehdrenden Sondereigentumsrechte be-
schrénkt.
Es bestehen Sondernutzungsrechte an PKW-Stellplitzen Nr. 11
und 12.
Verfligungsbeschriankung:
Als Wohnung gekennzeichnete Sondereigentumseinheiten die-
nen ausschlieBlich Wohnzwecken. Eine Anderung der Nut-
zungsart bedarf der Zustimmung des Verwalters.
versteigert werden.

Der Verkehrswert ist auf 73.000,00 EUR festgesetzt worden.

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
21.11.2019 eingetragen worden.

Der Miteigentumsanteil am Grundstiick befindet sich in
15827 Blankenfelde-Mahlow, Ortsteil Mahlow, Virchow-
strale 6. Die weitere Beschreibung kann dem im Amtsgericht
Luckenwalde, Zimmer 8, vorliegenden Gutachten zu den
Sprechzeiten entnommen werden.

Az.: 17K 59/19



Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 14. Juli 2021 607



Amtsblatt fiir Brandenburg

608 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 27 vom 14. Juli 2021

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg,
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrigt jahrlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zuldssig; sie muss bis spétestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen sind
an die Brandenburgische Universititsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitétsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Golm, Karl-Liebknecht-Stralie 24 - 25, Haus 2,
14476 Potsdam, Telefon 0331 5689-0

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Verdffentlichungsblitter [ab 2000]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (auBer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.



	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBETRIEBE
	BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS
	BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
	Zwangsversteigerungssachen

